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Entschließung 

betreffend illegalen Organhandel in China 

 

Die Bundesregierung wird ersucht, 
 

- die Bemühungen fortzuführen, die Rechte der Opfer von Organhandel zu schützen und die internationa-
le Zusammenarbeit insbesondere mit der Weltgesundheitsversammlung, dem Büro der Vereinten Natio-
nen für Drogen—und Verbrechensbekämpfung (UNODC), welches seinen Sitz in Wien hat, dem Büro 
der Hochkommissarin für Menschenrechte sowie dem Europarat in diesem Bereich zu stärken, 

- diesbezügliche Bemühungen auch im Rahmen der Europäischen Union zu unterstützen. 
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